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genannten Rübenmindestpreises , die im Zuckerwirt­
schaftsjahr 1967/1968 angewandte Art der Bezah­
lung der Zuckerrüben beizubehalten .

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am 1 . Juli 1968 in Kraft . Sie
ist bis zum 30. Juni 1970 anwendbar.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 15 . Februar 1968

Für die Kommission

Der Präsident

Jean REY

VERORDNUNG (EWG) Nr. 189/68 DER KOMMISSION
vom 16. Februar 1968

über Einzelheiten des Absatzes von Interventionsstellen aufgekaufter Ölsaaten

Um jede Störung des Marktes für Ölsaaten zu ver­
meiden und um den durch die Regionalisierung vor­
gesehenen normalen Handelsverkehr mit diesen Er­
zeugnissen sicherzustellen , ist vorzusehen, daß die
Interventionsstellen die in ihrem Besitz befindlichen
Saaten auf dem Markt der Gemeinschaft nicht zu
Preisen wieder abgeben dürfen, die zu nahe bei den
Interventionspreisen liegen . Lassen sich andererseits
wegen der Preisentwicklung auf dem Markt der Ge­
meinschaft diese Preisverhältnisse nicht einhalten , so
wird die Festsetzung besonderer Versteigerungsbe­
dingungen für den Verkauf auf dem Markt der Ge­
meinschaft oder zur Ausfuhr notwendig. Da die von
den Interventionsstellen durchgeführten Maßnahmen
auf der Großhandelsstufe erfolgen, sollten diese Stel­
len für jede Ausschreibung die Mindestmenge bestim­
men , unter welcher Angebote ausgeschlagen werden .

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette (*)
insbesondere auf Artikel 26 Absatz 3 und Artikel 27
Absatz 5,

gestützt auf die Verordnung Nr . 162/66/EWG des
Rates vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen­
land (2 ),

gestützt auf die Verordnung Nr. 142/67/EWG des
Rates vom 21 . Juni 1967 über Erstattungen bei der
Ausfuhr von Raps - und Rübsensamen sowie von
Sonnenblumenkernen ( 3 ), insbesondere auf Artikel 6,
und

in Erwägung nachstehender Gründe :

Nach der Verordnung Nr. 724/67/EWG des Rates
vom 17 . Oktober 1967 ( 4 ) muß der Absatz im Besitz
der Interventionsstellen befindlicher Ölsaaten, soweit
diese auf den Markt der Gemeinschaft oder zur Aus­
fuhr gelangen sollen , durch Ausschreibung erfolgen .

Ausschreibungen für die Ausfuhr, die durch die für
die Interventionsstellen bestehende Notwendigkeit,
die in ihrem Besitz - befindlichen Lagerbestände abzu­
setzen , begründet sind, dürfen jedoch keine Verzer­
rungen zum Nachteil normaler Ausfuhren hervor­
rufen . Es ist daher angebracht, für jeden Fall einen
zu berücksichtigenden Mindestpreis festzusetzen .

Es können jedoch für jeden Fall mehrere Mindest­
preise festgesetzt werden — einesteils mit Rücksicht
auf die Entfernung des Gemeinschaftsmarktes vom
Bestimmungsland, andernteils mit Rücksicht auf die
besonderen Einfuhrverhältnisse in einigen Bestim­
mungsländern ,

(!) ABl . Nr. 172 vom 30 . 9 . 1966 , S. 3025 /66 .
(*) ABl . Nr. 197 vom 29 . 10 . 1966, S. 3393/66 .
( 3 ) ABl . Nr. 125 vom 26 . 6 . 1967, S. 2461 /67.
f J ) ABl . Nr. 252 vom 19 . 10 . 1967, S. 10 .
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Es empfiehlt sich , bei dieser Ausschreibung die Stel­
lung einer besonderen Kaution zu verlangen, die
sicherstellt, daß die so erworbenen Saaten tatsäch­
lich aus der Gemeinschaft ausgeführt werden bzw.
gegebenenfalls ihren Bestimmungsort erreicht haben .

Angesichts der derzeit bestehenden Verwaltungsein­
richtungen in den Mitgliedstaaten ist vorzusehen,
die Zollformalitäten bei der Ausfuhr in dem Mitglied­
staat zu erledigen, in dem die Versteigerung statt­
findet.

Für den Käufer ist es wichtig, beim Bieten den Selbst­
kostenpreis für die zum Verkauf kommenden Saaten
zu kennen. Deshalb muß bei Einreichung der Ange­
bote der Beihilfe- bzw. Ausfuhrerstattungsbetrag vor­
her festgesetzt werden können. Die vorherige Fest­
setzung von Beihilfen ebenso wie von Erstattungen
erfordert die Stellung einer Kaution . Damit der Bieter
sich die vorherige Festsetzung unter wirtschaftlichen
Voraussetzungen zunutze machen kann, die denen
normaler Verfahren vergleichbar sind, ist vorzu­
sehen, daß die Kaution für Mengen, für die der Bieter
nicht den Zuschlag erhält , rückzahlbar gemacht wer­
den kann.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Fette —

Artikel 4

( 1 ) Nimmt eine Interventionsstelle eine Ausschrei­
bung für den Verkauf auf dem Markt der Gemein­
schaft vor, so unterrichtet der Mitgliedstaat, in des­
sen Gebiet sie sich befindet, die Kommission hiervon,
und zwar mindestens 10 Tage vor der Veröffent­
lichung.

(2 ) Bei der Veröffentlichung der Aufforderung zur
Abgabe von Angeboten werden die Ausschreibungs­
bedingungen und vor allem der einzuhaltende Min­
destpreis sowie die Mindestmenge, unter welcher
Angebote ausgeschlagen werden , angegeben .

(3 ) Die Veröffentlichung der in Absatz 2 vorgesehe­
nen Aufforderung zur Abgabe von Angeboten erfolgt
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
mindestens 20 Tage vor dem Endtermin für die Ein­
reichung von Angeboten .

Artikel 5

( 1 ) Lagern die angebotenen Saaten

a ) an einem Interventionsort, so darf ihr Verkaufs­
preis nicht unter dem für diesen Ort am Tage des
Zuschlags geltenden Interventionspreis liegen, wo­
bei dieser Interventionspreis um 0,5 Rechnungs­
einheiten pro 100 kg erhöht wird ;

b ) an einem anderen Ort, so darf ihr Verkaufspreis
nicht unter dem Interventionspreis liegen, der an
dem Interventionsort gilt, von welchem aus die
Saaten zu den niedrigsten Kosten versandt werden
können, wobei der Interventionspreis um 0,5
Rechnungseinheiten pro 100 kg erhöht wird. Falls
die Frachtkosten vom Einlagerungsort der Saaten
zu zwei oder mehr Interventionsorten gleich sind,
so gilt der höchste Interventionspreis .

(2 ) Sind die angebotenen Ölsaaten nicht von der
Standardqualität, für die die Interventionspreise fest­
gelegt wurden, so werden auf ihren Verkaufspreis
die in Anlage I zur Verordnung Nr. 282/67/EWG
der Kommission vom 11 . Juli 1967 über Durchfüh­
tungsbestimmungen betreffend die Intervention bei
Ölsaaten (') angeführten Zu- bzw . Abschläge ange­
wandt.

Artikel 6

Verläuft die Preisentwicklung für Ölsaaten so , daß
die im Besitz der Interventionsstelle befindlichen
Saaten nicht gemäß den in Artikel 5 genannten Prei­
sen abgesetzt werden können, so werden diese Saaten
auf dem Markt der Gemeinschaft oder zur Ausfuhr
zum Verkauf gestellt. Die Bedingungen sind gemäß
dem in Artikel 38 der Verordnung Nr. 136/66/EWG
vorgesehenen Verfahren zu erlassen .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Interventionsstellen bringen die in ihrem Besitz
befindlichen Ölsaaten unter den in den nachstehen­
den Artikeln festgelegten Bedingungen auf dem Wege
der Ausschreibung wieder auf den Markt.

Artikel 2

Unter Ausschreibung im Sinne dieser Verordnung ist
die Aufforderung aller Interessenten zur Abgabe von
Angeboten zu verstehen, wobei diejenigen den Zu­
schlag erhalten, die unter Berücksichtigung der Min­
destpreise, die in Anwendung der nachstehend ge­
nannten Bestimmungen festgesetzt werden, die höch­
sten Preise bieten .

Artikel 3

( 1 ) Für jede Ausschreibung ist die Veröffentlichung
der Aufforderung zur Abgabe von Angeboten, ins­
besondere durch Bekanntgabe dieser Aufforderung
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
sicherzustellen .

(2 ) Die Interessenten beteiligen sich an der Aus­
schreibung durch Einreichung schriftlicher Angebote
in verschlossenem Umschlag . ( ] ) ABl . Nr. 151 vom 13 . 7 . 1967, S. 1 .
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hilfe für Ölsaaten und nach Artikel 4 Absatz 2 der
Verordnung Nr . 142/67/EWG gilt die Teilnahme an
einer Ausschreibung, ohne den Zuschlag zu erhalten ,
als Fall von höherer Gewalt .

Dieser Fall von höherer Gewalt trifft unter der Vor­
aussetzung, daß der Käufer der zuständigen Stelle
für die Rückzahlung der in Artikel 5 der Verordnung
Nr. 116/67/EWG bzw. der in Artikel 4 der Verord­
nung Nr. 142/67/EWG genannten Kaution die in
Artikel 10 genannte Bescheinigung vorlegt, auf dieje­
nigen Mengen zu , für welche der Käufer bei Bean­
tragung der vorherigen Festsetzung der Beihilfe bzw .
der Erstattung erklärt hat, ein bestimmtes Angebot
abgegeben zu haben .

Artikel 10

Nach Beendigung der Versteigerung händigt die In­
terventionsstelle dem Interessenten, dessen Angebote
ganz oder teilweise nicht zum Zuge gekommen sind,
eine Bescheinigung aus betreffend :

— seine Teilnahme an der Versteigerung,
— die Mengen, für die der Interessent den Zuschlag
nicht erhalten hat.

Artikel 7

( 1 ) Bei einer Ausschreibung zum Zweck der Aus­
fuhr, werden die Bedingungen der Ausschreibung
festgelegt, insbesondere :

— der Mindestpreis,
— die in Absatz 3 genannte Kaution,
— die Mindestmenge, unter welcher Angebote aus­

geschlagen werden.

(2 ) Der Mindestpreis ist auf einem Niveau festzu­
legen, das sonstige Ausfuhren der betreffenden Saa­
ten nicht behindert .

Erfordern es die Weltmarktlage oder besondere Ver­
hältnisse auf bestimmten Märkten, so können ver­
schiedene Mindestpreise je nach dem Bestimmungs­
ort festgesetzt werden .

(3 ) Die eine derartige Ausschreibung vornehmende
Interventionsstelle verlangt von dem Exporteur, der
den Zuschlag erhält, die Stellung einer besonderen
Kaution . Diese wird zurückgezahlt, wenn nachge­
wiesen wird, daß die erworbenen Saaten tatsächlich
aus der Gemeinschaft ausgeführt wurden und daß
sie gegebenenfalls ihren Bestimmungsort erreicht
haben . Artikel 11

Bei der Durchführung dieser Verordnung, insbeson­
dere der Artikel 9 und 10, leisten sich die Mitglied­
staaten gegenseitig Hilfe .

Artikel 12

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach dem
Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Eu­
ropäischen, Gemeinschaften in Kraft .

Artikel 8

Die Zollförmlichkeiten bei der Ausfuhr sind in dem
.Mitgliedstaat zu erfüllen, in dem die Ausschreibung
stattfindet.

Artikel 9

Nach Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung Nr. 116/
67/EWG des Rates vom 6. Juni 1967 über die Bei­

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 16 . Februar 1968

Für die Kommission

Der Präsident

Jean REY


